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GRIECHENLAND 

Resignation und Widerstand
Die allgemeine Krise und ihre Auswirkung auf das Bildungssystem 

sind keineswegs überwunden

Seit 2012 fahren wir von der 
gewerkschaftlichen Solireise-
gruppe „Gegen Spardiktate und 
Nationalismus“ nach Griechen-
land (siehe auch hlz 12/91: „Im 
Abwärtsstrudel“). Wir wollen 
damit Solidarität von unten aus-
drücken, von der Situation der 
Kolleg_innen berichten und ein 
Gegenbild zur veröffentlichten 
Meinung herstellen.

Nach fast zwei Jahren pande-
miebedingter Pause haben wir im 
Oktober 2021 die direkten Kon-
takte zu unseren griechischen 
Freund_innen und Kolleg_innen 
wieder aufgenommen. Unsere 
Solidaritätsreise Ende Oktober 
führte uns schwerpunktmäßig 
nach Athen. Veranstaltungen, 
Infogespräche und Diskussionen 
vermittelten uns einen Einblick 
in die innenpolitischen Ver-
hältnisse Griechenlands, in die 
abnehmende Kraft der Gewerk-
schaften, in die Schwierigkeiten 
von sozialen und politischen 
Initiativen des Widerstandes, in 
die Ratlosigkeit auf Seiten der 
gesamten „Linken“, die an Mo-
bilisierungsfähigkeit verloren 
hat, auch wenn es immer wieder 
erstaunliche Ausnahmen gibt, 
die diesem Abwärtstrend entge-
genstehen. 

In diesem Jahr war auch eine 
Krankenschwester der Berliner 
Krankenhausbewegung dabei, 
die von ihrem erfolgreichen 
Kampf berichten konnte. Das 
empfanden unsere Athener Kol-
leg_innen sehr positiv, nach all 
den Jahren der endlosen Nieder-
lagen. So konnten wir sie auch 
mal etwas aufbauen, nachdem 
sie früher uns immer aufgebaut 
hatten. 

Schon zu Anfang unseres Auf-
enthaltes – wir wohnten in Ex-

archia – fiel uns die gesteigerte 
Polizeipräsenz im Verhältnis zu 
den Besuchen vergangener Jah-
re auf. Ständig patrouillierten 
die berüchtigten und gefürchte-
ten Dias-Einheiten der Polizei 
in diesem als widerständig gel-
tenden Bezirk. Vier oder fünf 
Motorräder, mit jeweils zwei 
Polizisten besetzt, überwachen 
Plätze, Straßen und Gassen 
von Exarchia und versuchen 
ein Klima der Einschüchterung 
zu schaffen, stets bereit, gegen 
Straftaten, Ordnungswidrigkei-
ten und Unmutsbekundungen 
einzuschreiten. Viele in diesen 
Polizeieinheiten haben eine 
überwiegend rechtsextrem-ras-
sistische Einstellung. Sie fungie-
ren eher als Schlägertruppe denn 
als „Ordnungshüter“.

Aus zahlreichen Gesprächen 
am Rande unserer Treffen und 
Veranstaltungen erfuhren wir 
von unseren Gastgeber_innen, 
dass es vor allem die Brutalität 
und Willkür der Polizei war, die 
in den letzten Monaten zu grö-
ßeren Mobilisierungen geführt 
hatte; es strömten wieder mehr 
Menschen auf die Straßen als in 
den Monaten zuvor und als zu 
den traditionellen sozialen und 
gewerkschaftlichen Themen. 

Das soziale Elend wächst
Auch wenn in den deutschen 

Medien kaum noch über die so-
ziale Misere in Griechenland 
berichtet wird, sie ist nicht be-
seitigt. Im Gegenteil – wie wir 
aus persönlichen Gesprächen 
erfuhren. Bezeichnend die Angst 
fast aller Athener Freund_innen 
vor dem anstehenden Winter. 
Wurden die Zentralheizungen in 
den meisten Athener Wohnhäu-
sern in den vergangenen Jahren 

wenigstens für zwei Stunden am 
Abend angeworfen, so wird dies 
wohl künftig auch wegfallen. 
Kaum eine Hausgemeinschaft ist 
noch in der Lage, die rapide ge-
stiegenen Energiekosten aufzu-
bringen, um ihre Zentralheizung 
zu befeuern.

Unsere Treffen mit Gewerk-
schaftsvertreter_innen aus den 
Krankenhäusern, aus den priva-
ten Kliniken und Heimen und 
mit dem gewerkschaftlichen 
Verband der Ärztinnen und Ärz-
te Attikas legen Zeugnis davon 
ab, welche Folgen die Corona-
Pandemie für das chronisch un-
terfinanzierte Gesundheitswesen 
hatte. Betroffen sind vor allem 
normale, sprich: ärmere Patient_
innen und die Beschäftigten. Die 
Regierungsmaßnahmen zielen 
auf weitere Einsparungen im Ge-
sundheitssektor und verschlim-
mern deren Misere.

Ein weiteres Beispiel ist die 
Lage der Bevölkerung auf der 
Insel Euböa. Die verheerenden 
Waldbrände des Sommers und 
die anschließende Überflutung 
haben zahlreichen Einwoh-
ner_innen die Existenzgrundlage 
geraubt. Verantwortlich für das 
Ausmaß der Waldbrände waren 
auch hier die Sparmaßnahmen 
der vergangenen Jahre in der 
Wald- und Forstwirtschaft und 
vor allem bei der Feuerwehr.

Die Zunahme des sozialen 
Elends stößt auf einen in den 
letzten Jahren zurückgegange-
nen Widerstand. Die Beschäf-
tigten sind enttäuscht und er-
mattet durch die Erfolglosigkeit 
der Abwehrkämpfe des letzten 
Jahrzehnts. Ihre Gewerkschaf-
ten wurden geknebelt durch die 
schrittweisen Verschärfungen im 
Arbeits- und Sozialrecht; ihre 
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Möglichkeiten werden mit ei-
nem neuen Gewerkschaftsgesetz 
weiter beschnitten – auch hier, 
wie im Demonstrationsrecht, 
nach deutschem Vorbild.

Schulreform wie bei Thatcher
Die Grundschullehrerin Vas-

sia haben wir bei allen unseren 
bisherigen Reisen getroffen. 
Sie hat seit Dezember ´19 eine 
kleine Tochter. Seit September 
dieses Jahres arbeitet sie wieder 
an einer Grundschule, zur Zeit 
in neun Klassen mit etwa 200 
Kindern. 

Am Montag, den 11. Okto-
ber hatte es einen landesweiten 
Lehrer_innenstreik gegen das 
neue Evaluierungsgesetz gege-
ben. Die Beteiligung war enorm: 
landesweit etwa 75 Prozent, in 
einigen Bezirken Athens bis zu 
95 Prozent.

Das neue Evaluierungsge-
setz für die Schulen beschloss 
das Parlament im Juli, mitten 
in den Ferien. Es sieht vor, dass 
die Schulen nach einem am Jah-
resanfang aufgestellten päda-
gogischen Plan am Jahresende 
beurteilt werden. Wohlgemerkt: 
Es geht nur um den Unterricht, 
nicht um die Ausstattung der 
Schulen, das Lernmaterial, den 
Zustand der Schulgebäude usw., 
also die Bedingungen, unter 
denen Unterricht stattfindet. 
Zeugnisse werden eine große 
Rolle dabei spielen. Zu diesem 
Zweck wird jetzt am Ende der 
Grundschulzeit, d.h. der sechs-
ten Klasse, eine Abschlussprü-
fung durchgeführt. Die Prüfung 
ist zentral, auch die Korrekturen 
werden zentral erfolgen.

Ziel der Evaluation ist die Er-
stellung eines Rankings. Dieses 
Ranking wird dann die Grund-
lage für die Finanzierung der 
Schulen bilden: Schulen auf den 
vorderen Plätzen werden in Zu-
kunft mehr Mittel erhalten, die 
hinteren weniger. Die Schulen 
am Ende der Skala sollen sich 
um externe Sponsoren bemü-
hen! Passend dazu wurde die 
wohnortbezogene Schulwahl 

abgeschafft, so dass Eltern ihre 
Kinder in anderen Stadtteilen an-
melden können.

Eine solche Evaluation richtet 
sich eigentlich nicht gegen die 
Lehrkräfte, sondern gegen die 
Schulen und vor allem gegen die 
Kinder. Das Ganze ist eine Ko-
pie des englischen Modells, das 
unter Margaret Thatcher einge-
führt wurde.

2014 versuchte die konserva-
tive Samaras-Regierung schon 
einmal eine solche Evaluation 
einzuführen, scheiterte aber am 
geschlossenen Widerstand der 
Gewerkschaften. Damals gab 
es auch eine allgemeine Wider-
standsstimmung und die Regie-
rung stand kurz vor ihrer Ablö-
sung durch Syriza. Aber auch 
unter Syriza gab es Evaluations-
pläne, die aber nicht mehr recht-
zeitig in eine Gesetzesfassung 
gebracht werden konnten. 

Im Moment evaluieren die 
Schulen noch selbst auf speziel-
len Evaluationskonferenzen. Im 
September wurden die vielerorts 
boykottiert, weshalb die Regie-
rung diese Boykotte für illegal 
erklärte.

Die Grundschullehrergewerk-

schaft DOE bereitet jetzt als 
nächsten Kampfschritt einen 
Standardevaluationsbericht vor, 
den alle Konferenzen abgeben 
sollen. Die Schulleitungen kön-
nen den nicht einfach ablehnen, 
weil sie die Zustimmung der 
Konferenz brauchen.

Der Widerstand ist zwar jetzt 
auch groß, aber das gesellschaft-
liche Klima ist anders. Es gibt 
keinen allgemeinen Widerstand 
mehr, die Gewerkschaftsbewe-
gung insgesamt liegt am Boden, 
die Regierung ist aggressiv-re-
aktionär und findet Zustimmung. 
So ist zu befürchten, dass dies-
mal die Evaluation durchgesetzt 
wird.

Wie es mit der Wertschätzung 
der Bildung seitens der Regie-
rung aussieht, mag folgende 
Statistik erhellen: a) Zwischen 
2010 und 2016 wurden für jeden 
Polizisten, der aus dem Dienst 
ausschied, zwei Polizisten ein-
gestellt. b) Zwischen 2010 und 
2019 wurde für jeweils 77 Leh-
rer_innen, die aus dem Dienst 
ausschieden, eine neue Lehrkraft 
eingestellt.

MANFRED KLINGELE

BG Ruheständler

Die gewerkschaftliche Solireservegruppe im Gespräch mit

griechischen Kolleg_innen
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